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Antrag 

der Abgeordneten Margareta Wolf, Simone Probst, Christine Scheel und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Kleine und mittlere Unternehmen stärken - Nachhaltiges Wirtschaften fördern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Mittelstand muß auf eine Politik vertrauen können, die dem 
Prinzip der Nachhaltigkeit des Wirtschaftens verpflichtet ist. 
Leitlinie dieser Politik sind die Prinzipien einer ökologischen 
Marktwirtschaft, die nachhaltiges Wirtschaften belohnen und 
energie- und materialverschwendende, flächenfressende und 
risikoreiche Wirtschaftsweisen sanktionieren. 

Die Konzentrationstendenzen in der Wirtschaft stellen eine 
ernstzunehmende Gefahr für den Umwelt- und Technologie- 
standort Deutschland dar, da sie den Wettbewerb um die Suche 
nach den umweltverträglichsten und leistungsfähigsten 
Lösungen zur Bewältigung unserer Zukunftsprobleme 
schwächen. Insbesondere in der Energiewirtschaft verhindert 
die Monopolstellung von Energieversorgungsunternehmen 
den Marktzutritt innovativer kleiner und mittlerer Unterneh- 
men. Zusätzlich besteht im Zusammenhang mit der Priva- 
tisierung der staatlichen Monopole in den Bereichen der Tele- 
kommunikation und der Bahn das Risiko der Herausbildung 
neuer privatwirtschaftlicher Monopolstrukturen. Die Konzen- 
trationstendenzen in den verschiedenen Wirtschaftsbranchen 
sind auch aus ökologischer Sicht bedenklich. Sie begünstigen 
zentrale, kapital- und transportintensive Lösungen, die nur 
unzureichend Anreize für eine Politik zur Vermeidung von 
Umweltbelastungen setzen bzw. sogar zu zusätzlichen Um- 
weltbelastungen führen. 

In der Bundesrepublik Deutschland fehlt es an einem umfas- 
senden Mittelstandskonzept, das mittelständische Wirtschafts- 
strukturen als entscheidenden Faktor für die Herausbildung 
zukunftsfähiger Produktions-, Distributions- und Konsumti- 
onsverfahren konsequent fördert und damit nicht zuletzt neue 
Arbeitsplätze schafft und vorhandene sichert. Die Bundesre- 
publik Deutschland braucht einen neuen „Gründergeist" und 
eine Politik der Bestandspflege, die der Bewältigung der Um- 
weltkrise und der Arbeitslosigkeit als den drängendsten Zu- 
kunftsaufgaben gerecht wird. Eine besondere Rolle kommt 
kleinen und mittleren Unternehmen auch weiterhin bei der 
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Bewältigung des wirtschaftlichen Aufbaus in den neuen Bun- 
desländern zu. 

Es ist Aufgabe der Politik, geeignete Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die zukunftsfähige Unternehmensgründungen ermu- 
tigen und bestehende zukunftsfähige Unternehmen unterstüt- 
zen. Dazu bedarf es in erster Linie nicht zusätzlicher finanziel- 
ler Mittel, sondern einer effizienteren Mittelvergabe und der 
Beseitigung der zahlreichen für kleine und mittlere Unterneh- 
men nachteiligen ordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen. 

Ein allgemeines Bekenntnis zur unbestrittenen volkswirt- 
schaftlichen Bedeutung der kleinen und mittleren Unternehmer 
und das einseitige Setzen auf den Abbau von ordnungsrechth- 
chen Standards und die Entwicklung von Kostensenkungsstra- 
tegien stellen hingegen keine sinnvolle Mittelstandspoütik dar. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Es ist ein Gesamtkonzept „Förderung der kleinen und mittle- 
ren Unternehmen - Förderung einer zukunftsfähigen Wirt- 
schaftsentwicklung" vorzulegen, das folgende Maßnahmen 
umfassen soll: 

1 . Vorlage eines Konzeptes für den Abbau umweltschädlicher 
und wettbewerbsverzerrender Subventionen; 

2. Umwandlung des bestehenden Energiewirtschaftsgesetzes 
in ein Energieumweltgesetz, mit dem die wettbewerbs- 
feindliche und umweltschädliche Monopolstellung der 
Energieversorgungsunternehmen beseitigt wird; 

3. Anpassung des Wettbewerbsrechts an die Herausforderun- 
gen im Bereich der Informationsgesellschaft und -technik 
mit dem Ziel der Verhinderung neuer Monopolstrukturen 
sowie der Schaffung von Rechtssicherheit, damit die Infor- 
mationsmärkte erschlossen werden können; 

4. Novellierung von GmbH- und Kapitalmarktrecht mit dem 
Ziel der Erleichterung des Zugangs zum Kapitalmarkt für 
kleine und mittlere Unternehmen; 

5. Schaffung von mehr Transparenz und Effizienz im Bereich 
der Mittelstandsförderung, um kleinen und mittleren Un- 
ternehmen die Nutzung von bestehenden Finanzhilfen zu 
erleichtern und gleichzeitig einen effizienten Einsatz von 
Fördermitteln zu gewährleisten; 

6. Novellierung des IHK-Gesetzes dahin gehend, die Zwangs- 
mitgliedschaft abzuschaffen und damit den Aufbau eines 
bedarfsgerechten Beratungs- und Qualifizierungsangebo- 
tes zu fördern. 

Bonn, den 26. September 1995 

Margareta Wolf 

Simone Probst 

Christine Scheel 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

1. Untersuchungen weisen darauf hin, daß Finanzhilfen über- 
wiegend direkt an die Großunternehmen fließen oder ihnen in- 
direkt zugute kommen. Die Wirkungen der zahlreichen spezi- 
ellen Förderprogramme für kleine und mittlere Unternehmen 
werden dadurch häufig konterkariert und in der Summe über- 
kompensiert. Dies ist schon wettbewerbspolitisch sehr be- 
denklich. Vor allem wird aber die Umsetzung des Innovati- 
onspotentials der flexibleren, regional verteilten, marktnahen 
kleinen und mittleren Unternehmen hin zu umweltverträgli- 
cheren Produkten und Produktionsverfahren blockiert. So wer- 
den ökologisch fragwürdige Branchen (wie der Steinkohle- 
bergbau) gefördert und die Durchsetzung von umweltverträg- 
licheren Innovationen wie z. B. regenerativer Energieträger 
verhindert. 

Beispiele für Maßnahmen zur Abschaffung ökologisch be- 
denklicher Subventionen wären die - im Rahmen unseres Öko- 
steuerkonzepts geforderte - Angleichung des ermäßigten Mi- 
neralölsteuersatzes für Diesel an den Steuersatz für bleifreies 
Benzin, die Abschaffung der Steuerbefreiung für Kerosin und 
Schiffahrtbetriebsstoffe und die des sog. Herstellerprivilegs 
(Eigenverbrauch der Raffinerien) innerhalb der Mineralöl- 
steuer. 

2. Anstelle eines novellierten Energiewirtschaftsgesetzes, wie es 
die Bundesregierung für den Herbst geplant hat, muß ein En- 
ergieumweltgesetz geschaffen werden, das den von der Bun- 
desregierung gesetzten Zielen der Klimaschutzvorsorge 
tatsächlich Rechnung trägt. 

Es ist ein weiteres Beispiel für Wettbewerbsverzerrungen zu 
Lasten von kleinen und mittleren Unternehmen, daß für Indu- 
striekunden mit hohem Verbrauch niedrigere Energiepreise 
anfallen und damit wieder die großen Unternehmen bedeu- 
tende Vorteile gegenüber den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen haben. Dies widerspricht zum einen dem umweltpo- 
litischem Ziel, durch marktwirtschaftliche Rahmenbedingun- 
gen einen Anreiz zur Energieeinsparung, Energieeffizienz und 
zum Einsatz von regenerativen Energieträgern zu schaffen. 
Zum anderen widerspricht dies den immer wieder erklärten 
mittelstandspolitischen Zielsetzungen der Bundesregierung. 

Weiter wird den kleinen und mittleren Unternehmen durch das 
Energiewirtschaftsgesetz die Chance für einen Einstieg in den 
Energiemarkt als Neuanbieter verwehrt. Hier ist bei der Re- 
form des Gesetzes der Rahmen für die Beziehungen zwischen 
Anbietern, Erzeugern, Netzträgern, Energiespardienstleistern, 
Verbrauchern etc. so festzulegen, daß die bisherigen umwelt- 
politischen Wettbewerbshemmnisse ausgeräumt werden und 
auf diesem Weg Aspekte eines zukunftsfähigen und umwelt- 
gerechten Wirtschaftens Berücksichtigung finden. 

3. Die zukünftige Informationsgesellschaft mit dem Markt für In- 
formationstechnik bietet kleinen und mittleren Unternehmen 
sowohl Chancen als auch Risiken. Es ist zu erwarten, daß aus 
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der Informationsgesellschaft neue Handlungsfelder und Be- 
rufsbilder für kleine und mittlere Unternehmen erwachsen 
werden. Es findet eine zunehmende Konvergenz der digitalen 
Medien Computer, Telekommunikation, Radio und Fernsehen 
hin zu einem einheitlichen Medium statt. 

Das bestehende Wettbewerbsrecht ist jedoch auf diese Her- 
ausforderungen nicht ausreichend eingestellt. Der Gefahr der 
Herausbildung von Medienkartellen muß entgegengewirkt 
werden mit der aktiven Förderung von Many-to-many-Infra- 
strukturen. Das heißt, daß Fernsehstationen oder Verlage mit 
hohen Marktanteilen z. B. keine Telekommunikationsnetze 
betreiben sollen. Für alle Teilnehmer muß die Möglichkeit 
bestehen, mit allgemein verfügbaren Mitteln beliebige Daten 
an alle zu senden und zu empfangen. Entsprechend ist die Ent- 
wicklung der Netzstrukturen zu steuern. Das „Internet" trägt 
durch die Möglichkeit der preisgünstigen Versorgung mit Soft- 
ware und Produkten dazu bei, daß sich eine Vielfalt von klei- 
nen und mittleren Unternehmen entwickelt. Hier ist dafür zu 
sorgen, daß durch die rechtsgültige Angleichung der allge- 
meinen Geschäftsbedingungen für elektronische Transaktio- 
nen im nationalen und internationalen Rahmen die Er- 
schließung dieses Marktes ermöglicht wird. 

4. Kleine und mittlere Unternehmen verfügen über einen 
schlechteren Zugang zum Kapitalmarkt als Großunternehmen. 
Sowohl beim Zugang zum Risikokapitalmarkt als auch zum 
Fremdkapitalmarkt haben kleine und mittlere Unternehmen 
geringere Wahlmöglichkeiten bzw. höhere Kosten als Großun- 
ternehmen. Dies führt auch zu einem höheren Insolvenzrisiko 
für kleine und mittlere Unternehmen. Hinzu kommt, daß das 
traditionelle Bankensystem der Bundesrepublik Deutschland 
zur Bereitstellung von Risikokapital, das gerade kleine und 
mittlere Unternehmen im Zusammenhang mit innovativen Un- 
ternehmensgründungen benötigen, wenig geeignet ist. 

Soll die mittelständische Wirtschaft in der Zukunft ihre volks- 
wirtschaftlich wichtigen Funktionen erfüllen, so benötigt sie 
die Bereitstellung von Beteiligungskapital durch externe Ka- 
pitalanleger. Im Gegensatz zu anderen Ländern innerhalb und 
außerhalb der EU hat sich in Deutschland bisher kein Kapital- 
markt entwickelt, der den speziellen Finanzierungserforder- 
nissen von kleinen und mittleren Unternehmen Rechnung trägt 
und das zweifellos vorhandene Angebot an Geldvermögen und 
die Nachfrage mittelständischer Unternehmen nach externem 
Haftungskapital zusammenführt. Folglich muß es gelingen, 

a) Anreize für breite Kapitalanlegerschichten zu schaffen, Tei- 
le ihres Geldvermögens der mittelständischen Wirtschaft 
und Existenzgründerinnen und Existenzgründern für inno- 
vative Zwecke zur Verfügung zu stellen; 

b) Anreize für die kleinen und mittleren Unternehmen zu 
schaffen, zusätzlich zu ihrem originären Eigenkapital ex- 
ternes Haftungskapital aufzunehmen; 
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c) eine effiziente Marktorganisation zu entwickeln, durch die 
sowohl die Aufnahme als auch der laufende Handel von Be- 
teiligungskapital mittelständischer Unternehmen möglich 
sind. 

Die bisherigen Marktverhältnisse sind auf diese Anforderun- 
gen der Anleger nicht ausgerichtet. Bisher ist der Zugang zu 
Beteiligungen an kleinen und mittleren Unternehmen für 
nichtprofessionelle Anleger nur über die Zwischenschaltung 
von Kapitalbeteiligungs- und Unternehmensbeteiligungsge- 
sellschaften möglich. Der direkte Zugang ist dem breiten, 
nichtprofessionellen Anlegerpublikum verwehrt: Anteile an 
kleinen und mittleren Unternehmen sind nahezu ausnahmslos 
nicht oder nur unter hohen Kosten teil- und übertragbar und 
damit an organisierten Kapitalmärkten nicht handelbar. Diese 
Schwerfälligkeit des Eigentumsübergangs und die fehlende 
Stückelung in gleiche Standardanteile sowie die damit ver- 
bundene Intransparenz beeinträchtigen eine hinreichende 
Versorgung der kleinen und mittleren Unternehmen mit Haf- 
tungskapital. Diese gesellschaftsrechtliche Barriere muß be- 
seitigt werden. 

5. Das Fördervolumen für kleine und mittlere Unternehmen ent- 
spricht trotz einer Vielzahl von Förderprogrammen nicht der 
wirtschaftlichen Bedeutung dieser Unternehmen. Hinzu 
kommt, daß die Förderlandschaft besonders für die kleinen und 
mittleren Unternehmen unüberschaubar ist. Zusätzlich ist die 
Antragstellung häufig so kompliziert, arbeits- und zeitintensiv 
und das Verfahren von der Antragstellung bis zur Genehmi- 
gung so langwierig, daß viele kleine und mittlere Unterneh- 
men aufgrund mangelnder personeller, finanzieller und orga- 
nisatorisch-struktureller Voraussetzungen von einer Beteili- 
gung an solchen Programmen Abstand nehmen. So ver- 
schwinden entgegen der förderpolitischen Zielsetzungen 
hochinnovative Projekte in den Schubladen der kleinen und 
mittleren Unternehmen bzw. werden gar nicht erst initiiert. 

Folgende Aspekte sind im Rahmen einer Überprüfung und Op- 
timierung von Förderprogrammen zu beachten: 

- Zur Schaffung einer stärkeren Transparenz über die Ver- 
gabe von Mitteln und für eine verbesserte Effizienzkontrolle 
sind im Rahmen des Subventionsberichts der Bundesre- 
gierung eine regelmäßige Analyse über die Verteilung von 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen auf kleine und 
mittlere Unternehmen und Großunternehmen vorzuneh- 
men sowie die Subventionsnehmer aufzulisten. 

- Im Rahmen bestehender Programme sowohl im Bereich der 
Innovationen als auch der Existenzgründung ist die Ein- 
führung spezieller Präferenzen für kleine und mittlere Un- 
ternehmen zu Lasten großer Unternehmen zu prüfen. 

- Weiter ist eine stärkere Transparenz über die bestehenden 
Förderprogramme und Finanzhilfen zu schaffen und sind 
kostengünstige Anlauf- und Informationsstellen einzurich- 
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ten, um den kleinen und mittleren Unternehmen schnelle In- 
formationen über Möghchkeiten der Hilfen zu verschaffen. 

- Das Procedere der Antragstellung bei öffentlichen Pro- 
grammen ist zu vereinheitlichen und zu vereinfachen. 

- Die Antragsverfahren und Genehmigungsverfahren über 
Fördermittel sind durch Beratung, Qualifizierung und Ver- 
besserungen der Transparenz zu beschleunigen. 

- Die Kriterien der Zukunftsfähigkeit und Umweltverträg- 
lichkeit sind bei der Vergabe von Fördermitteln zu berück- 
sichtigen. 

- Schheßlich ist zu überprüfen, ob und wie durch eine stär- 
kere Koordinierung der Wirtschafts-, Innovations- und Um- 
weltförderprogramme von EU, Bund und Ländern sowie der 
Wirtschafts-, Umwelt-, Technologie- und Wissenschaftspo- 
litik im Rahmen der Förderpolitik (z. B. durch eine gemein- 
same Projektgruppe) eine bessere Nutzung von Synergie- 
effekten zugunsten von kleinen und mittleren Unterneh- 
men zu erreichen ist. 

6. Die Änderung der Beitragsordnung der Industrie- und Han- 
delskammern zum 1. Januar 1994 hat auch kleine und mittle- 
re Unternehmen voll in die Beitragspflicht einbezogen. Diese 
Beitragsreform hat zu einer Umverteilung von Beitragslasten 
zugunsten der Großbetriebe geführt, da kleine und mittlere Un- 
ternehmen, die jetzt verstärkt zahlen müssen, die von der In- 
dustrie- und Handelskammer angebotenen Leistungen in der 
Regel gar nicht in Anspruch nehmen. Die Industrie- und Han- 
delskammern der Zukunft müssen sich von dem Instrument der 
Zwangsmitgliedschaft verabschieden, zu einer leistungsorien- 
tierten Beitragsordnung finden und sich somit zum modernen 
Dienstleister auch für kleine und mittlere Unternehmen wan- 
deln. 
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